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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.11.2016 

Geschäftszahl 

Ra 2016/04/0021 

Rechtssatz 

Gemäß § 49 Abs. 2 AVG iVm § 17 VwGVG können die zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten 
Personen die Zeugenaussage auch darüber verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Vertreter einer Partei 
von dieser anvertraut wurde. Ist ein Rechtsanwalt als vergebende Stelle tätig, so unterliegt er als vergebende 
Stelle der Auskunftspflicht nach § 313 BVergG 2006. 
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